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21. Bundesgesetz: Beamtenentschädigungsgesetz-Novelle 1964.
22. Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Gewährung von Überbrückungshilfen

an ehemalige Bundesbedienstete.
2 3 . Bundesgesetz: Ergänzung des Bundesangestellten-Krankenversicherungsgesetzes 1937.
24. Bundesgesetz: Stempelmarkengesetz.
25. Bundesgesetz: Leistung eines zusätzlichen Beitrages zur Internationalen Entwicklungs-

organisation (IDA).
2 6 . Bundesgesetz: Fernsprechbetriebs-Investitionsgesetz.

2 1 . Bundesgesetz vom 5. Feber 1964,
mit dem das Beamtenentschädigungsgesetz
neuerlich abgeändert wird (Beamtenentschä-

digungsgesetz-Novelle 1964).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. § 7 Abs. 2 des Beamtenentschädigungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 181/1952, hat zu lauten: „Der
Antrag ist spätestens bis 31. Dezember 1966 ein-
zubringen."

§ 2. Die Abweisung von Anträgen auf Zu-
erkennung einer Beamtenentschädigung wegen
verspäteter Einbringung und von Anträgen auf
Nachsicht der Fristversäumnis schließt einen
neuerlichen Antrag auf Gewährung einer Be-
amtenentschädigung nicht aus.

Artikel II.

(Verfassungsbestimmung.) Die Bestimmungen
des Bundesverfassungsgesetzes vom 18. Juli 1952,
BGBl. Nr. 182, stehen der Erlassung landes-
gesetzlicher Vorschriften nicht entgegen, die dem
Artikel I dieses Bundesgesetzes entsprechen. Die
Vollziehung solcher Landesgesetze ist Landes-
sache.

Artikel III.

(1) Die Vollziehung des Artikels I dieses Bun-
desgesetzes obliegt den im § 15 des Beamten-
entschädigungsgesetzes bezeichneten Behörden.

(2) Mit der Vollziehung des Artikels II dieses
Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Schärf

Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

22. Bundesgesetz vom 5. Feber 1964, mit
dem das Bundesgesetz über die Gewährung
von Überbrückungshilfen an ehemalige Bun-

desbedienstete abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Dem § 2 des Bundesgesetzes vom 4. Juni 1963,
BGBl. Nr . 174, über die Gewährung von Über-
brückungshilfen an ehemalige Bundesbedienstete
wird als Absatz 4 folgende Bestimmung an-
gefügt:

„(4) Soweit den Beziehern von Arbeitslosengeld,
Karenzurlaubsgeld oder von Notstandshilfe Zu-
lagen zu diesen Leistungen gewährt werden,
haben auch die Bezieher entsprechender Lei-
stungen nach diesem Bundesgesetz Anspruch auf
gleichartige Zulagen."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t am 1. September
1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

2 3 . Bundesgesetz vom 5. Feber 1964, mit
dem das Bundesangestellten-Krankenver-

sicherungsgesetz 1937 ergänzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesangestellten-Krankenversicherungs-
gesetz 1937, BGBl. Nr. 94, in der Fassung des
§ 487 Abs. 1 ASVG, wird wie folgt ergänzt:
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Artikel I.

Dem § 1 a Abs. 4 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Die Einbeziehung in die Versicherung, die in
der Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 22. Juli 1922, BGBl.
Nr. 553, für den darin genannten Personenkreis
ausgesprochen worden ist, wird aufgehoben."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1964 in
Kraft.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

24. Bundesgesetz vom 5. Feber 1964, mit
dem Bestimmungen über Stempelmarken
getroffen werden (Stempelmarkengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Stempelmarken sind Wertzeichen, die zur
Entrichtung bundesrechtlich geregelter Abgaben
und Verwaltungsabgaben in jenen Fällen be-
st immt sind, in denen besondere Rechtsvor-
schriften diese A r t der Abgabenentrichtung
anordnen.

§ 2. Die Stempelmarken sind vom Bund her-
zustellen und durch Verkauf in Verkehr zu
setzen.

§ 3. Der Verkauf der Stempelmarken an die
Verbraucher erfolgt durch

1. Personen, denen die Berechtigung zum
Verkauf von Stempelmarken durch die Finanz-
landesdirektion vertraglich eingeräumt wird,

2. Behörden und Ämter sowie Betriebe der
Gebietskörperschaften.

§ 4. (1) Behörden und Ämter des Bundes
haben, soweit bei ihnen durch die Finanz-
landesdirektion ein Bedarf festgestellt wird, den
notwendigen Vorra t an Stempelmarken zum
Verkauf an die Verbraucher bereitzuhalten.

(2) Behörden und Ämtern der Länder und
Gemeinden sowie Betrieben der Gebietskörper-
schaften kann auf Antrag bei gegebenem Bedarf
im Sinne des Abs. 1 das Recht zum Verkauf von
Stempelmarken durch die Finanzlandesdirektion
eingeräumt werden.

(3) Tabakverschleißern ist die Berechtigung
zum Verkauf von Stempelmarken auf Antrag
durch die Finanzlandesdirektion vertraglich ein-
zuräumen.

§ 5. Die Abgabe von Stempelmarken an die
im § 3 angeführten Personen, Behörden, Ämter
und Betriebe erfolgt durch die Finanzämter, in
der Bundeshauptstadt Wien und in den Landes-
hauptstädten, in denen sich ein Finanzamt für
Gebühren und Verkehrsteuern befindet, nur
durch das Finanzamt für Gebühren und Ver-
kehrsteuern.

§ 6. Die Bestimmungen über die Verwaltung
der Stempelmarken, insbesondere über ihre Aus-
gestaltung, ihre Auflage, ihren Nennwert , ihre
Einziehung, die Festsetzung einer angemessenen
Frist, innerhalb der die eingezogenen Stempel-
marken gegen solche der Neuauflage umgetauscht
werden, sowie ihre Abgabe nach § 5 sind durch
Verordnung zu treffen.

§ 7. (1) Zur Abgabenentrichtung dürfen nur
gültige, unbeschädigte Stempelmarken verwen-
det werden.

(2) Gültig sind Stempelmarken, die nicht ein-
gezogen sind.

(3) Unbeschädigt sind Stempelmarken, die
vollständig sind und noch nicht verwendet
wurden. Eine Stempelmarke gilt auch dann als
vollständig, wenn sie n u r geringe Beschädigun-
gen aufweist und im Hinblick auf die Ar t der
Beschädigungen angenommen werden kann,
daß diese nicht infolge eines wirklichen oder
versuchten Mißbrauches der Stempelmarke ent-
standen sind.

§ 8. (1) Gültige, unbeschädigte, aber zur Abga-
benentrichtung unverwendbar gewordene Stem-
pelmarken sind auf Antrag von den nach § 5
zur Abgabe von Stempelmarken bestimmten
Finanzämtern umzutauschen.

(2) Zerrissene Stempelmarken sind auf Antrag
nach Abs. 1 umzutauschen, wenn die Marken-
teile zweifellos zu einer Stempelmarke gehören
und ein vollständiges Markenbild ergeben.

(3) Der Bund hat für vernichtete oder ver-
lorene Stempelmarken keinen Ersatz zu leisten.

§ 9. (1) Die bis zum Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes erteilten Befugnisse zum Verschleiß
von Stempelmarken gelten als auf unbestimmte
Zeit abgeschlossene Verträge zum Verkauf von
Stempelmarken.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut .

Schärf
Gorbach Korinek
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25. Bundesgesetz vom 5. Feber 1964 über
die Leistung eines zusätzlichen Beitrages zur

Internationalen Entwicklungsorganisation
(IDA).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, namens der Republik Österreich der
Internationalen Entwicklungsorganisation als
deren Mitglied einen zusätzlichen Beitrag in
Höhe von 5,040.000 US-Dollar zu leisten.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Korinek

26. Bundesgesetz vom 5. Feber 1964, betref-
fend die Finanzierung der Vollautomatisie-
rung und der Erweiterung des österreichi-
schen Fernsprechnetzes (Fernsprechbetriebs-

Investitionsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Verkehr und
Elektrizitätswirtschaft (Generaldirektion für die
Post- und Telegraphenverwaltung) wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-

ministerium für Finanzen zur Vollautomati-
sierung und Erweiterung des österreichischen
Fernsprechnetzes bei den hiefür in Frage kom-
menden Unternehmungen in den Jahren 1964
bis 1969 Bestellungen im Höchstausmaß von ins-
gesamt 3689 Millionen Schilling zu vergeben,
wovon 618 Millionen Schilling bereits im Bun-
desfinanzgesetz 1964 bei Kapitel 28 Titel 1 vor-
gesehen sind.

§ 2. Die gegenüber dem Bundesfinanzgesetz
1964 in den Bundesvoranschlägen ab dem Jahre
1965 sich ergebenden Mehreinnahmen aus Fern-
sprechgebühren sind zur Begleichung der von den
Unternehmungen vorgelegten Rechnungen zu
verwenden. Zu diesem Zweck ist in Höhe dieser
Mehreinnahmen — die in den Bundesvoran-
schlägen bei Kapitel 28 Titel 1 getrennt zu ver-
anschlagen sind — ein gleichhoher zweckgebun-
dener Ausgabenansatz bei Kapitel 28 Titel 1
vorzusehen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Verkehr und Elek-
trizitätswirtschaft (Generaldirektion für die Post-
und Telegraphenverwaltung) im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Schärf
Gorbach Probst Korinek
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